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An den

2. Strafsenat des

Oberlandesgerichts

70CC Stuttgart

2 - 1 StE 5 u. 6/78

Zum Be\veis der 'J:atsache,

---~-~~-~~~~-~~-~~--,...--~~

Starmnheim, den 22. Januar··1980

daß die Gefangenen aus der Roten Armee'PraktionGudrun Snsslin,
Lndreas Baader und Jan-Carl Haspe in der Nacht vom 17. auf
den 18. Oktober 1977 in.8tammbeim von fremder Hand getötet
~IOr:lensind l.lndauf d.ie Gefangene aus der i:U:.:B1 Irmgard nöller
ebenfalls ein tödlich geziel ter AnGriff unternommen \llorden
ist, der aber. ein Tötungsversucb blieb, und

daß diese Aktion zur Eli~ination der vier Gefangepen mit
':lissenund 'dollen der 3und.esregierung im ::'::';inl:langmit Plä
nen und Direktiven der .i:Lecierungder UßA mit dem politischen
Einverständnis der rteGierunGen des Vereinif,ten Königreichs
und der Französisc~1en Hepu~lik sm'lie der technischen Hilfe
·ihrer rlegierungsapparate durch Ansehörige der imperialisti
schen Geheimdienste BND, CIA und MOSSAD ausgeführt worden
ist, ,

beantragen wir,

den Präsidenten der Vereini~t?n Staaten, Carter,
den Präsidenten der }l'ranzösischen hepublik, Giscard. d 'Esta.ing,
den ehemaligen britischen Prime r!linister,CallaghQn, und
den 3undeskanzler derBRD, Schmidt, zu hören.

(Die laciungsfähigen Anschriften dieser sc>wie der nachstehend be

nannten zeu.~en werden in einer Liste am ,Schluß des Beweisantragsaufgeführt.) .
,

,

\leiterhin vJirdunter Be\"leis gestellt:

I. Als Ausfluß der internation~len Sntwicklung zu Un~unsten

des Imperialismus, vor allem als lteaktion auf die Tatsachen,

daß

durch seinen Sieg das vietnarnesische Volk nach 30j~hrigem

Freiheitskampf dem US-I~perialismus und damit dem Imperia

lis~us insgesamt eine entscheidende Niederlage beigebracht

hat,

der Prozeß der Befreiung der V~lker der Dritten ~elt von

A~sbeutung und totaler Verelendung den Imperialismus in
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der Defensive hält,

es der U~SS~ zusam~en ~it den Staaten des Sozialistischen

Bündnisses gelunsen ist, das weltpolitische Gleichgewicht

herzustellen und so bis jetzt alle Rückeroberungspläne

und -versuche des VS-Imperialismus und seiner Subzentren,

vor allem seitens der BSD, gescheitert sind,

vor allem aber der Angriff der Netropolen-Guerilla in Vlest

Europa, von RA.F, ER, ETA und IM das Projekt der vollst~ndi

gen Unterwerfung West-~uropas unter die UB-Hegemonie und da

mit die ~n0riffsp18ne der ~ATO nach Süden und üsten empfind-
I

lieh stBrt uni die imperialistische Herrschaft insgesa~t be-

droht, ist

1. die BHD und ihre jetziGe 3undesresierung beson~ers den

Strategien und Direl::tivender US-.B.egierung zur \'Teltwei-

tsn Be};:s.mpfungder ~ef'r~iungsbe\"esungen in der Dritten V/elt

und der Guerilla in (1en 11etropolen inlcorporiert. Speziell die

\1estdeutsche Sozialdemokratie hat dabei die Aufgabe', verdecl:t

- das heißt in der Form des sog. 'Rechtsstaates' - in der BR~

und in West-Buropa jeden relevanten anti-kapitalistischen und

anti-imperialistischen ~Jiderstand politisch-psychologisch zu

zersetzen oder physisch zu vernichten, wenn die flittel de=

institutionellen 3trate3ie (neuer Faschismus von oben, aus

elen Institutionen des 2.tac::tesheraus) der Fundamentalopposi

tion, vor allem den bevlaff'netkämpfenden Gruppen gegenUber

versagen.

2. Demgem2ß wird die EUUf seit'1S72 verfolgt nach einer verfassungs

widrigen un~ verfassun~sfeinQlichen Konzeption der antisubver

siven KrieGsf~hrung, die technisch, methodisch und organisa

torisch ·dem internationalen 0tandard der us-a~erikanischen

Counterinsurcency entspricht und die .

a) die repressive und manipulative 'Immunisierung' (so ~ranQt)

der Gesell~chaft ss--:-enan"):;i-l::apitalistischeFundamentalop

position bezweckt und die

b) durch eine l::onplexeStrategie politischer, \'lirtschaftlicher,

milit~rpolitischer uni juristischer Initiativen

auf die Inte3ration der Apparate der 'inneren und

8ußeren Siche~heit' und der stastlichen Datenverarbei

tunGssysteme !:lerE/.TO zielt, ur.!die permanente Einmi-
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scbung der amerlkanischen AuGenpolitik in die inneren A~gele

genheiten der w:esteur<?päiscben Lände~ zu {nstitutionalisieren,.die

c) unmittelbar den, Zweclc hat, die kommunistischen' und radikalde

molcratiEchen \r.Jiderstandsgrup)enzu neutralisieren und zu ver

nichten, die sich seit dem Zerfall der legalen Vietnam-Oppo

sition clande~;tin organisiert und bewaffnet haben, um geGen

die amerikanische Strategie segenüber dem Süden, dem Osten und

den Arbeitern h'esteuropa~, die die Innen- und Lußenpolitik

der 3RD direkt bestirJITlt,zu l:i:i:ppfen.

3. Zwischen dem ?egieru~gsapparat der EHD uni den us-amerikanischen

Hegieru:1gsstellen naben :Beratungen über Counteri.nsurgency statt

gefunden uni finden weiterhin stat~. In die Ent3c~eidungsabläufe

der anti-subversiven ~ktion sind einbezogen .

der ;3tab des Gberko!"Ilmandiere~1dender UB-Armee in der BJiD,
a~erikanische RegieruJgspoli~iker, Diplomaten und Gebeimdienst
beaJ1te,
das NATC-Gener~lsek~etariat in 3rüssel und
das Action Com:Jittee der NLI'l; (AO-46), in das seit 1971/72 die
Führungsebene der Fachrichteniienr:te der ERD integriert ist, und
das PSV-~~efer~t in der :Jta:)snÖteilung 111 des Führungsstabes
der Streitkräfte (FüS) der 3undeswehr.

4. a) Im Rahmen der Konzeption der anti-subversiven Aktion vrurde

auf Initiative der US-3esierung und US-Armee übe r die

B ~ D zuerst bilateral gezenüber westeuropäischen Staaten, ,

dann innerhalb der milit~rischen und politiscben europäischen

Metaorganismen - der NATO und der 3G - die Aufstellung von

3pezialeinbeiten durchgesetzt, die nach einer einheitlichen

Doktrin und einbe1tlichen taktischan und strategischen Gesicbts

punkten eingesetzt werden.

b) Demgemäß wurden in der ERD die sog. 'Apti-Terror-3inheiten'

- GSG 9, SEK, HEK's in Baden-'.1ürttemberg u.a. - und dieUm\'land

lung des Bundesgrenzschutz in eine :3undespolizei in Zusammen

arbeit mit amerik2.nischen Dienststellen konzipiert.

7. Leitende und ausfÜhrende ~~ngehörige dieser wBstdeutscllen Einhei

ten wurden und werden an Special :larfare Schulen in den UBL von

Instrul~toren der US-.t_rmeeund der U,..:j-Geheimdienste.in ,::..trategie

und ·:;:o.ktikder anti-subversiven .:.:riessfÜhrungauscebild8t und in

der iim",endungvon Techniken der psychologischen l:ampfführung ge

schult, zu denen wissenschaftlich entwickelte Methoden der 11anipu

lation von Hassenkommunik2_tion und -;aeinungsbildung gehören.

6. Innerhalb der anti-su.bversiven detion wird die Justiz nicht nach

ihrem im Grunu7e2etz postulierten Auftrag eingesetzt, ist nicht
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Dritte Gewalt und unabhängig, sondern handelt als ein geschlos

sener Instanzenzug, der den Direktiven der Rebierung unmittelbar

unterliest und über ein Fetz von öondergerichten und besonderen

Abteilungen bei den 8tcatsanwaltschaften, an deren Aufbau, Fer

sonalbesetzung und Indoktrination der Generalbundesanwalt und

das Bundeskriminalamt unülittelbar 'Jet'2iligtsind, einer umfassen

d.en Flaming L:J ~-(a.hmender Gounterinsurgency unter"lorfen ist.

7. Es bestehen auf der höchsten Jecieruncsebene der 3RD die Bereit

schaft uni der Konsens fi.i.rdie Entscheidung, im rlahmen der anti

subversiven Aktion I'Ütglieder iller;aler Gruppen im In- und Aus

land und Gefangene aus diesen Gruppen gezielt und verdeckt zu

töten, und die ihren Ausdruck in Fori:1Ulierungen finden wie

'das )~ßerste d~geGen unternehmen'

'bis an die Grenzen des Rechtsstaats'

'mit allen I:itte In'

'diese GruP?en zu tilGen'

'h~',rtestes.JurchgreLfen des 3taates, der sich in

einer Verteidigungsposition nicht scheuen kann, selbst

zu töten' (so z.B. 3chmidt in der ReGierungserklä

rung vorn 13.3.1975)

8. Konsequenz dieser Bereitschaft und Entscheidung war bereits bis

zum 18. Oktober 1977 der Tod von

Holger Heins,

Ullrich WesseI und

Siegfried Hausner,

Ulrike Meinhof,

und am und nach dem 18. Oktober 1977 der Tod von

Gudrun Ensslin,

Andreas Baader,

Jan-Carl Raspe,

IngridSchubert.

':lirbeantragen,
I

zum Vorstehenden unter I.

den ehemaligen Bundeskanzler Brandt,
den ehemaligen Au~"enminister ocheel,
den a~tierenden Bundeskanzler Schmid~,
d.en amtierenden·Au~enminister Genseher zu hören.
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11. Nachdem seit 1972 fast jedes Jahr eine 4l~ion zur befreiung von
Gudrun Ensslin, An<lireas Baader, Jan-Garl ~taspe und Ulri~-ce l1einho.f,
solange sie lebte, stattgefunderl hatte, sei es durch l~ommandosdes
pals.stinensischen vliderstandes , sei es durch .tCommandosder ?u\F;

nachdem bereits am 25. April 1975 Bundeskanzler' ~chillidt in einer
Hegierungserklärung nach der .L,.l:tion der :t1.AFin Stockholm u.a. von
den Gefansenen aus der I~F in Stammheim gesaGt hatte,

"Eine Freilassung dieser Verbrecher, die zum Teil noch ihren
Prczeß erwarten, hätte eine unvorstellbare Zerreißprobe für
unser aller Sicherheit u~d flir ~en Staat be~eutet."

womit er nicht nUr die 3efreiungsa~:tion, sondern auch einen theo
retisch denkbaren FreisprlJ.ch i:~ dejI; ao dem 21. Lai 1975 bevor
stehend.en Prozeß in Star:1J1heimr:.einte;

nachde::J. "Jährend des kollel::tiven ~iun:Ierst!'eiks der Gefan;.;enen aus
der :-w_Fim I'·iärz/l1.pril 1977 a:ll ~i3.~' der A:!.:tion ge:'en ~~ubac}::(7. April
1S77) die Gefangenen in ,:"tm:l..1'ncim total isoliert, :lie ....n'.-18.1te
aus-;eschlossen, das Gef s.ncnispel"son~,l im 7. Stoc~: :;e2:en Beamt e,
die d,ie Gefe.nzenen noch nie ~:'3sGhe:1~latten und. die offensichtlich
nicht aus Stam:nheiI:1 \-Jar-2n, a.u.s~·etauscht u';-ldarn
Zellent-:iren der Gefan;::'enen, c.ie iC.Jurststreik
nicht mehr aufgeschlossen worden waren,

zweiten ::'as die
waren, 24 Stunden

•,
und mi~em Ende des Eunc;erst!:'eil::s EF,: 3Ci. i:..pril 1977 die psycho
losische Kriessführung geson Gud.run Ensslin eskaliert war:

sie wurde in den Jeoatten des Buniestages zur Inneren Sicher
heit im April 1977 erwähnt;

ar.l 2. l'lai hob das Gericht das i"ian:lat Schilys auf - damit verlor
sie den letzten der Anw21te aus 1em Stammheimer Prozeß;

am 4. I'lai erschien in der 'J?ran~::furter Allgemeine Zeitung'
die Falschmeldung, Gudrun Ensslin habe durch ein Code-Wort
den Abbruch des Hungerstreiks befohlen;

am 9. Hai 1977 erschien in der 'lIam"':)urger i-Iorßenpostl, affi.10.
:lai 1977 in der 'Franl:furter .:tun::l.schaul - den ')eiden überregio
n31eo Zeitungen, die von der SPD dire~t abhfn~ig sind - die
alte l~ach!'ichtenpflanze dss 3taatsschutzes, '3pannungen inner
halb der Gruppe der Stamrah-::;imerGefanGenen I, :1eu eingetopft,
um da~i t die SPD vom '.[orwuri' des ,!lordes an tJlrike Leinhof
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zu befreien, den ruinierten 3tammheimer Schauprozeß zu recht

fertigen und die'Bffentliche Meinung auf die Hiririchtung der

überlebenden Gefangenen - insbesondere hier die Beseitigung

von Gudrun Ensslin - vorzubereiten, von der es in einem inter

nen Bericht des BKA hieß: 11 ••• Rädelsführerfuriktion ••• dia

lektisch geschulter scharfer Intellekt ••• spezifische organi

satorische und konspirative Begabung ••• bisher nicht bekannt

ge\'lordeneFührungsqualitäten ••• unermüdliche Initiative, ord

nende und lenkende Hand sowie strategisches Geschick";

nachdem die Zusage auf Herbeiführung der Konzent'ration von Gefan-

genen aus der RAF in Btammheim, die

der damalige ~inisterialdirigent Kurt Rebmann gegeben hatte, nur

ein zeitweiliges taktisches Zugestäninis zur Ablenkung und 'Be

ruhigung'gewesen war und die Landesregierung von Baden-Württem

berg mit 3ückendec~ng der Bundesregierung bereits im Hungerstreik

nach der Zerschlagung der Konzentration im August 1977 gezeigt

hatte, daB sie eher Tote in Kauf nehmen würde als die Gruppe

von acht Gefangenen wiederherzust~llen; war

1. Bunde$kanzler Jchmidt seit Beginn der Entführung von Hanns Mar

tin bchleyer entschlossen, nicht nur nicht auszutauschen, sondern

auch zugleich diese Aktion der ~AF gegen die Guerilla zu wenden, '

indem er durch die Beseitigung der vier Gefangenen in Stammheim,

die vom Staatsschutz als führende Kader eingeschätzt wurden, wei

tere Bßfreiungsaktionen verhindern wollte. Hierbei nahm Schmidt

den möglichen Tod von Hanns Martin Schleyer durchaus in sein Kal

kül auf.

Wir beantragen,

zu Ziffer 1. Schmidt. zu hören.

2. Zur Herstellung eines einheitlichen Vorgehens mit den Oppositions

parteien CDU und aBU und um die führenden Mitglieder der Wirtschaft

für die Opferung von liannsMartin SChleyer zu gewinnen, suchte

Schmidt am 6. September 1977 geGen 19.00 Uhr Helmut Kohl im Bun

deshaus auf zu einem Gespräch unter vier Augen über diese Ver

knüpfung der Preisgabe von Hanns Martin Sch~eyer mit der Elimi

nation der vier Gefangenen in Stammheim.

Kohl, dessen politische Funktion in der Sozialdemokratisierung
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der cnu/csu besteht, d..h., in der Ln?assung der politischen Ltruk
turen dieser Parteien an das l':iveau, das die derzeitige Phase
des ~mperialismus verlanst, stiQmte der Preisgabe von Hanns l.ar
tin ,..)chleyer und der Elimination der vier Gefangenen zu.
'\vir beantra::en,

hierzu Schmidt und
Kohl, Vorsitzen~en der CDU, zu hören.

3. Nach dieser A-0sprache zwischen 3crlcidt und Kohl6eschloß das :2.un
desl::abinett noch am gleichen r:ra::;, nach 23.33 ühr, unter Teilnah
Ge der P&rtei- und Fra~:ticnsvor2itzend.en der im 3undestag vertre
tener! Parte':"en, der Reprs.sentanten de:::' Länder 3ajen-\'Ii.:rttemberc,
:Bayern, l1ordrbein-':lestfalen und aa:n'Durc;, der ,Vorsitzenden de:::'
Konferenzen der Innen- und Justizminister sowie des Vorstands
vorsitzenden der Daimler-~enz ,;.G und Vizepr~sidenten des 3undes
ver )2-n1es der .Jeutscnen Industrie, ,;oachim Zahn, ::~uf Initiative
vonr~ch:::idt als \'l8sentliche Punkte,
a) alle Gefangenen aus der Gue~illa und andere politische Gefan-

r-ene --1.1.'e vom Sta"t c "Ch'l .•..z ; y:' ; - ••~'e·1d.eJ.·n''''n r7uca"-,mAn'~'~'nrr'ru.1.·+
b , \..A.. •. '••..•.••••.•••• 1",.. v •.•...1 ':'~ 1 •. ...." 4..J.o:;) .:..1..•.l. •••••• ",.1(;., C'" v

der Guerilla gestellt Hurd.en, sofo:::,t total zu isolieren, vlie
es schon nach der A2-':tion ge:~en 3ubacl:: vom 7. ')is 10. April

1977 in Bta~~h~im der Fall ;ewesen war;
b) .i If''''' f"'-'-'" ",,..., --1."Y' ). ':;, ; 1 t f"" . "'''1 C "0 •Q._e e _ ',78 o.:I;"enen "'u'" ....Le~ _-'._ n..CL1 •. 8.1. •.•,,·. a,-,.,~n,
c) für Vlei tere ~;ntscheidunc;sfin:iunger-~ z\'lei parale;ale 8rer:Üen

zu schaffen:

..,) -1.<:> G P,t:> P' ';~.',....: ':C,,,,--,..,-:' ,,,,,,-,~ .; c "'U U" -F''.·c-.-;::'n·''e'l iio"1'l_a,~ ,_~n ro._~n _O-,-_ulS~.1en .~~.~.vlL •...,-,••..re ....,-, ~ r "l_<;)...,,,~•...•. , ~~_

einb.ei tlichung der _".uffassur~c;e;:.in Poli ti:: und 'Jirt 3cÜuft;
bb) die Lleine Lac:e (SOS. ~;:leineJ:' J:risenst&b) zur Vorstrulctu-

rierung des Großen ?oliti3chen Jeratun~skr~ises.

Hierbei TJllal",:msich :~ichr.J.idtun:.:' die 3undesre3ie:::,~w7 iI:l Klaren, daß
die '.2otalisolEtion sO\'lie \'Jeitere sp::=tere ;:a..3rLh~neno.ußerhalb von
Verfassu;13, Recht und Gesetzen bezcrÜossen 1,,\'Urden,\'Jie IJchr.Üdt selbst

· öffentlich nach der Counter-.:.l:tion von Eogadischu erklärt hat:
"Ich l::ann nur nachtr~'.'.::lich ~ien deutschen Jurist,~n dc.nl~en, da:,)

sie d0.S alles nicht v2rfe.,s,~un3s:C·2c.ntlich untersuc· •....•.t h8.oen.1I

':.'ir beantra::.:en,
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hierzu ::'chm;dt n-~ ri'; ',"i.J..'-l·,"'d"Y'd ,-. c·...,. ','1""; -"" ~'r'f'.-J ••• U.l .•..e 1._ u ~•• _l ~ e~ e_ .•.0 c... ••• ~ ••. 11c;n .ua~e ,
Genscher, :Sundesaußenminister,
l':aihofer, ehem. Hundesinnenminister ,
Vogel, Bundesjustiz~iuister,
Leber, ehern. Verteidi;ungSIinister,
Lambsdorff, Bundeswirtschaftsminister,
\lischnewsl\:i, Staa.tsi:Ünister,
Hirsch, Innenminister von r.ordrhein-',Jestfalen,
Her.old, Fr2sident des JU~ldeskriminalamts,
~ebmann, Generalbundesanw~lt,
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die Staatssekret~re Bölling, Er}:el, Fröhlich~ nuhnau und
SChül,r zu hören •.

4. Eine wesentl~cneFun2:tion bei der verieckten Gle~chschaltung der

Parteien SPD., cnu und esu hatte die öffentliche De":>atteüber die

Einführung der Todes~trafe.

- So diskutierte die Laniesgruppe der esu bereits am 7.9.1977,

wie man Erpressungsvers~chen künftig standhalten könne:

ttetwa durch Erschießung der g~fangenen Terroristen in halbstünd
lichem Abstand, solange bis ein Entführter freigelass.en wer
de" (52 10.9.77/5.3).

Der WELT-Journalist Enno v. Löwenstern macht~ sich zum Sprecher

der Elimination von wehrlosen ~efangenen:

"Der Ruf nach der Todesstrafe "lird laut, .sogar der iiuf nach
dem Standrecht oder der ~rschie2ung von verhafteten Terrori
sten im Austausch ge:en die Ermordung von Geiseln." (DIE lTELT
8.9.77/S.6) .

Das Nitglied der eSU-Landesgruppe \'lalterBecher fragte öffentlich~

ttob man sich ni'cht tatsächlich mit den Terroristen im Krieg
befindet und ob der Staat auf Geiselnahme und Geiselerschies
sung mit gleichen rÜtteln ant\'lortenmüsse. Bei \lleiterer Es
kalation des Terrors sollte dann auch etwa mit den Häftlin-
gen von Stammheim lrurzer Frozeß gemacht werden". (SPIEGEL
Nr. 38, 12.9.77/8.20) .

Der Vorsitzende der eSU-Landesgruppe, Friedrich Zimmermann,

äußerte sich dahingehend, \

ttwenn die Herausforderung des deutschen Rechtsstaats solche
Dimensionen erreiche, dann müsse man eben das bislang Undenk
bare denken". (SPIEGEL Nr. 38, 12.9.77/8.20)

Selbstverständlich wurde auch von der SPD offen die Forderung

nach Vergeltungsaktionen erhoben. Der damals noch regierende

Hinisterpräsident von Nordrhein-Uestfalen, Heinz Kühn, sagte

am 13. September 1977:

ttDie Terroristen mUs sen \'lissen,daß die Tötunß von Hanns-l·:ar
tin Schle~er auf das bchicksal der inhaftierten Gewalttäter,
die sie mit ihrer schändlichen Tat befreien wollten, schwer
zurückschlagen müßte."

Der Historiker Golo Mann (wie andere Ideologen des SPD-Staa

tes auch) ventilierte Gedanken über die Anwendung von Art.

18 GG und schrieb:

"Verlieren sie - die Terroristen - alle ihre Grundrechte
könnte dez:o 'blutige Spuk' des Terrors gebannt werden ~hne
daß er sein n&chstes Ziel, die Auflösung des Staates,'erreicht
hätte." (DIE vlELT 13.9.77/3.3)

Vorher hatte schon der bekannte schweizer Journalist Ren~ Alle-
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man in 1er Fernsehsendung 'l"rÜhschoppen' am 11. September 1977
an die Praktiken der faschistischen Diktaturen in Südamerika
e:,innert:

"überall in Südameril::a, wo man zur Folter ge€!,riffen hat, ist
der Terrorismus versch\lrun:ien."

Bei dieser Diskussion cing es zu keiner Zeit ernsthaft um eine

tatsächliche j~nderung des Grundr;eset zes. Denn mit dem Todesschuß ,
den exzessiven Aburteilungen zu lebenslänglicher Haft in der 1so
lat ion und durch d..ie Pra::is der Vernichtungshaft selbst ist das
Verfas8ungsverbot der Tötung durch Staatsorgane.institutionell
längst unterlauf~n worden. Es Ging. auch nicht um die Auffrischung
von Pral;:tiken des alten J?aschisl'.ms, etwa in der Art von Lidice,
Gradour un:;' den ?osse ~,-rdeatine, sondern um die Einstimmung von
CnD und eBU auf die Preis'.:;ube von :Jchley,~r, d.ie mit der Elioina
tion der vie:::- Gefangenen l:ompensiert werden sollte. So \'!Urden
vor allem eDU und C3D sowie die Bevölkerung von der Hauptfrage,
,leI' i:{ettun~' ;:,chle;yers, ab3elen}:-c uni mit dem Zrdenl:en von ~ank
tionen gesen wehrlose Gefan~ene beschäftigt. Nichts anderes woll
te :;;chr.Üdt in seiner ~~e;ierun=:ser];:lärung vom 15. ,:;eptember 1977
sagen, als er erlÜ{,rte:

"Uns erreichen vielerlei 2atschl:,"2:e bis hin zu dem Vorschlac \
von ~epressionen u~:i ~epressalien, die sich gegen das Leben
einsitzender Terroristen richten. Ich will meine trberzeugung
dazu nicht verhehlen: androhen l:ann man nur, was man auch
tat8~;,chlich ausführen will und was r.lan tatsächlich ausfüh
ren darf."

:::"chnÜdt\'landte sich hier Gegen die offen angekündigte und. offen
vollzogene Geisel-Liquid2.tion, denn ihm 1:Jarklar, da?, i)ei einer
offen vollzogenen Elioination die ~rr~ "nicht f~hig
bliebe, ihre außenpoli-cischen Verpflicl1tun("l'en zu erfüllen" es, 0'
vor allem zum 3ruch z\1isc~len '.Jest-::::uropa und der BHDgel:ommen

.yäre. ZUGleich sicherte er sich unj_ der SPD durch die äuSerliche
Jistanzierung den Schein von Rechtsstaatlich~eit, hinter dem die

ozialdemokratie ihre Politik des neuen Faschismus betreibt.

l.it der Hede von Scooidt war die ~eJatte für die SP:J beendet,
Sle wurde dann nur noch von der GDU/CSUin ihrer Ablenkun(5sfunk

ion weitereefUhrt.

hielt

der eSU-~:~echtsexperte Carl-.Jieter .~pranger erneu.t 3nde beptem-
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ber 1977 die Einführung der Todesstrafe für ein 'Gebot der

Gerechti~keit gegenüber den Opfern des Terrors' ('stern' Nr. 40,

22.9.1977/8. 24)

Der Bundestar,svizepräsident ~ai-Uwe von Hassel trat für eine- "

ernsthafte Diskussion ein über die Einführung der Todesstra-

fe für l"lenschenraub, EntfÜhrung und Terrorismus. (DIE 'N".::.LT

1.10.77/S.2)

Der C8U-Vorsitzende Pranz Josef Strauß erklärte noch später:

"I'1ansollte einmal die, die für die Freiheit des Volkes an
geblich kämpften, dem Volk überlassen, dann brauchen die
Polizei uni die Justiz sich nicht mehr da.rum zu kümmern."
(SZ 7.1ü~77/S.1)

beantragen,

hierzu ,3chmidt, Kühn, ,3trauß und Zimmermann zu hören.

"

5. tnier persönliche Initiativen von Schmidt und von anderen Mitglie

~~rn des Bundeskabinetts sowie über die politischen und persön

llchen Verbindungen der Hitglieder des Großen Politiscben Bera

t~nc:skreises".hat sich die Bundesregierung bei allen wichtigen

G"sellschaftlichen Institutionen und Organisationen wie Gewerk

sChaften, Kirchen, Wissenschaftlern, Schriftstellern und Künst

lern sowie bei der Trilateralen Kommission, dem übernationalen

ße~8tungsgremium wichti~er imperialistischer Politiker und \1irt

sCbafts~rößen, der Zustimmung zu allen Entscheidungen des Bundes

kabinetts und. der Kleinen Lage versichert .•

Entsprecbend dieser Einflußnahme hat

a ) der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) am 16.

September 1977 eine ~rklärung abgegeben, in der es heißt:

"Auf der einen Seite hat der Btaat die Aufgabe, Leben zu schü
tzen, 3uf der anderen Seite ist zu fragen, ob die Erfüllung
der Forderungen nicht zu weiteren Mordtaten führt. Auf die
se Frage gibt es keine prinzipiell richtige oder falsche
Antwort. Hier sind die Verantwortlichen vor letzte Gewissens
entscheidun~en gestellt. vJir versichern sie in dieser Bitua
tion unserer Bereitschaft, ihre Entscheidungen mit Vertrau
en aufzunehmen, und rufen dazu auf, auch die Folgen gemein

sam zu tragen. "j

h$
b}die Herbst-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonfe~enz

in ~ulda am 21. öeptember 1977 eine ähnliche Erklärung abge-.

geben. Die vorangegangene Diskussion faßte der Vorsitzende,

Kardinal Höffner, so zusammen, daß

- 11 -
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"der Staat als 'letzte Notwehr zu dem Mittel der Todesstrafe'
greifen dürfe, und scüloß nicht aus, daß die katholischen
Bischöfe die Wiedereinführung der ~odesstrafe billigen könn
ten • .E.inerseits müsse beachtet werden, dai~ keiner menschli
chen Institution die EntscLleidung über Leben und 'l'odzuste
he. hndererseits werde in kirchlichen Doerlieferungen die
~odesstrafe nicht völlig aDGelehnt. Auch Paps~ Fius XII.
habe vor 20 Jahren dieses utrafmaß als 'letzte Möglichkeit'
nicht ausschließen wollen.1I

V/ir beant ragen,

hierzu Schmidt zu hörenj

hat

c) die Erklärung der Trilateralen r;ommission auf ihrer Ditzung

in Bonn vom 22. bis 25. Okto8er 1977,"die'Bundesregierung für

den Krieg gegen die Insurrektion an der vordersten Front voll

unterstützen zu wollen~ nicht nur für zukünftige Maßnahmen

der Bundesregierung gegen die Guerilla gegolten, sondern vor

allem der nachträglichen Billigung der Elimination der drei

Gefangenen aus der ili~Fin Stammheim.

V!ir beantragen,

hierzu die

zu hören •

Mitglieder der Trilateralen Kommission

~7'zezinski, US-:Jicr:erheitsberater? .,' .
K~ssinge~ ehern. Dlrektor des Natlonalen ~lcherh_~ts-
David Hockefelle~ Bankier, rates der USA,
Edmond de Rothschild, Bankier,
Giovanni Agnelli, Industrieller,
Chujiro Fujino, Präsident des Mitsubishi-Konzerns,

.6. Zur Vorbereitung der verdeckten Elimination,

und zwar

a) zur Steuerung der reibungslosen Rezeption der ~eGierungBinfor

mationen zugunsten der Aktion ger;en die viel';'Gefangenen und

um nicht zum Zei tpunlÜ der Elimination auf den Zufall eines

Druckerstreiks vlie im l'iai1976 angewiesen zu sein, hat die

Bundesregierung bzw. die Kleine Lage über den Presserat alle

Journalisten dazu verpflichtet, nachrichten 'erst nach Konsul

tationen mit der Bundesregierung zu verwenden'. Im sog. Appell des

Presserates vom 8. 0eptember 1977 heißt es dazu:

"Er bitt et die Redaktionen der publizistischen l'ledien,
bei der Beric~terstattunß Zurückhaltung zu liben, ohne
die grundsätzliche Informationspflicht zu vernachlässi
gen. Insbesondere sollten Einzelheiten liDer laufende Fahn
dungen und von Krisenstä~en eingeleitete Mabnahmen mög
lichst nur nach Rücksprache mit dem Pr~Rsereferat des
Bundesinnenministeriums

- 12-
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veröffentlicht und unan

gemessen sensationelle oder detaillierte ilarstellungen,
die die Arbeit der Ermittlungsbehörden beeinträchtigen,
vermieden werden. Unter Bezugnahme auf die Resolution
des Fresserates vom 1.7.1977 bittet der Sprecher des Pres
serates die Redaktionen, die Naßnahmen der :F-olizei-und
3icherheitsorgane zu unterstützen.1I

Damit hat die Bundesregierung erstmalig in der Gescnichte der

BRD eine siebenwöchige'f~st lückenlose Nachrichtensperre durch

gesetzt.

Wir beantragen"

hierzu Schmidt,
Bölling, '
den damaligen ~'resseratssprecher Werner HilI
und die Mitglieder der Kleinen Lage zu hören.

Die Zeugen werden insbesondere bekunden, daß der seinerzeit ge

nannte' Grund, das Leben von Hanns f1artin 3chleyer nicht zu gefähr

den, nur vorgeschob'en war und daß es der Eundesregierung viel

mehr darauf ankam, die öffentliche Diskussion über eine rlettung

von Hanns hartin Schleyer zu unterbinden.

b) Als drei Wochen nach Etablierung der verfassungswidrigen To

talisolation die Möglichkeit real wurde, daß das Bundesverfas-

sungsgericht die de facto-Geiselhaft für über 90 Gefangene '

aufheben oder einschränKen könnte, peitschte die Bundesregie-

rung unter HiBbrauch der einschlägigen recht-

lichen Bestimmungen für die Verabschiedung von Gesetzen das

sog. 'Kontaktsperregesetz' in drei Tagen duroh - unter massi

ver Einschüchterung der abgeordneten und nach dem Muster eines

Schubladen-Entwurfs, den das Bundesjustizministerium seit spä

testens April 1977 bereit liegen hatte.

Wir beantragen, I

hierzu Schmidt,
Vogel,
Annemarie Renger, Bundestagspräsidentin,

zu hören.

Die Zeugen werden insbesondere bekunden, daß der seinerzeit genann

te offizielle Grund, angebliche Nachrichten und Verbindungen zwi

schen der Guerilla und Gefangenen aus der P~F unterbinden zu müs

sen, schon damals wie aucn später nur Vorwand war, die Bundesre

gierung damals wie auch später wußte, daß es solche Nachrichten

Verbindungen nie ge~eben hat, es vielmehr darum ging, die Kontrolle
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und Schutzfunktion der Verteidiger für das Leben der Gefangenen

auszuschalten.

c) Auf Beschluß der Kleinen Lage wurden seit dem 15. September-
1977 imStammheimer Trakt zusätzlich die Zellentüren nach dem

Einschluß für die Nacht von außen mit Holzplatten abgedeckt,~-- .. - ~
an deren oberen Ende eine Schaumgummiauflage zur Schallisola-

tion angebracht worden war. Diese hatten nicht die Funktion,

die Kommunikation zwischen den Gefangenen zu verhindern, da

sie ja tagsüber entfernt wurden, sondern die Geräusche zu dämp

fen, die bei den Tötungsaktionen in den Zellen entstehen konn

ten.

Wir beantragen,

hierzu die oben genannten Hitglieder des Krisenstabs zu
hören.

d) Am gleichen Tag (30. 3eptember 1977) wie Rechtsanwalt Klaus

Croissant in Paris wurde Arndt Müller, der letzte tätige Ver

teidiger von Gudrun Ensslin, auf Beschluß der Kleinen Lage

in Stuttgart verhaftet - ohne konkreten Tatverdacht, wie selbst

der Sprecher des Bundesgerichtshofes einräumen mußte.

Zie~er Verhaftung von Rechtsanwalt Arndt Müller war, das stutt

garter Anwaltsbüro insgesamt 'aufzulösen' (wie die Bundesan

waltschaft es später nannte), nachdem Klaus Croissant die BRD

verlassen hatte und Rechtsanwalt Armin Newerla schon am 30.

August 1977 unter einer fadenscheinigen BeSChuldigung verhaf-

tet worden war. Mit der 'Auflösung' bezweckte die Kleine Lage,

einen wesentlichen Unsicherheitsfaktor für die propagandisti

sche Absicherung der Elimination zu beseitigen, da sicb in der

Vergangenheit die Informationsarbeit der drei stuttgarter Rechts

anwälte, vor allem nach dem Tod von Ulrike heinbof, als ent

scheidendes Hemmnis fü~ die totale Durchsetzung der Propagan-

da der Bundesregierung gegen die Gefangenen aus der rlA]' erwie

sen batte.

Wir beantragen,

hierzu Schmidt
und die Mitglieder der Kleinen Lage zu hören.

7. Parallel zu den absichernden Maßnahmen wurden die konkreten Planun

gen für die Elimination betrieben. Bereits seit Be~inn der Gegen-



- 14-
maßnahmen war der Leiter des Nationalen Sicherheitsrates der USA,

Brzezinski, in den 'Entscheidungsablauf des Bundeskabinetts und
~. ~
der Kleinen Lage direkt eingeschaltet. Von ihm, d.h. von der US-

Regierung, stammt der Vorschlag der taktischen 41ternative, die

vier Stammheimer Gefangenen entweder in Btammhe~m selbst zu eli

minieren oder sie,- zusammen mit den anderen freigelassenen Ge

fangenen aus der RAP - auf dem Territorium eines abhängigen Staa

tes der Dritten Welt durch den amerikarrischen oder den zionisti

schen Geheimdienst .töten zu lassen.

Die amerikanische Regierung hatte zur Unterstützung und Aontrol

le der Bundesregierung im State Departement einen technischen

Stab eingerichtet, der ständigen Kontakt mit 'dem Bundeskanzleramt

hielt, wobei der Umfang des Austausches derart intensiv und de

tailliert war, daßSchrnidt später das Stenogramm seiner Telefon

gespräche mit Washipgton nicht in die von der Bundesregierung

authorisierte Dokumentation aufnehmen ließ.

~i!irbeantragen,

hierzu Carter,
Schmidt,
Brzezinski,
die Staatssekretäre Bölling und Schüler zu hören.

Brzezinski, der als höchster üicberhei~sberater des US-Präsiden

ten auch die Aufsicht über die CIA führt, kam außerdem im

September 1977 zur Stärkung der Position von ~chmidt in der Fra

ge der Endlösung nach Bonn und führte dort mit 3chrnidt und Schü

ler, dem Koordinator der westdeutschen Geheimdienste im Bundes

kanzleramt, Gespräche über die Eliminatiop der Gefangenen.

Wir beantragen,

hierzu Brzezinski,
Schmidt und
Schüler zu hören.

Auf Weisung von Schmidt und in Absprache mit den Mitgliedern der

Kleinen Lage haben Planungsgruppen des Kanzleramts, des .bundes

innen~inisteriums und des Bundesjustizministeriu~s die bestmög

lichen Abläufe einer Elimination der Gefangenen durchgespielt.

Dabei wurden alle nur denkbaren Möglichkeiten erörtert, ohne Rück

sicht auf außenpolitische Komplikationen, ohne i(ücksicht selbst

auf das Grundgesetz.
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Wir beantragen,

hierzu Schüler"
Genseher,
Vogel,

~ den ehemaligen Innenminister Maihofer zu hören.

~~ .. Bei den Planungen wurde besonders berücksichtigt', daßa) die OIA bereits in den fünfziger und sechziger Jahren in denForschungsprojekten ~~ - ,Ultra und 'Blue Bird' mit Drogen ex

perimentiert hat, um den Widerstand von Gefangenen zu brechen.

Dabei wurden di~ Methoden des "perfekten fVlordes'durch chemi

sche Substanzen untersucht, die 'einen Körper zurücklassen

ohne jede Hoffnung, daß die. Todesursache jemals durch die

kompletteste Autopsie und chemische Untersuchung bestimmt wer-

den könnte'.

Wir beantragen,
hierzu den Leiter der OIA, Stansfield Turner,

den ehemaligen Direktor der CIA, Richard Helms,
den ehemaligen Abteilungsleiter der Technical Servi
ces Staff (TSS) der CIA, Sidney Gottlieb und
Georges White, Leiter des CIA-Projekts
MK - Ultra Unterprojekt 3 zu hören.

b) zionistische und englische Verhörspezialisten in der Lage sind,

durch Benutzung von Psychopharmaka das gesamte Wissen von Ge

fangenen abzufragen; diese Psychopharmaka hinterlassen dabei '

keine Anzeichen von Persönlichkeitsveränderungen. Der Bundes

regierung und dem Krisenstab ging es dabei allerdings nicht

darum - wie später informell der Presse, z.B. dem 'stern'

(Nr. 51, 8.12.1977),mitgeteilt wurde-aus Andreas Baader oder

Jan-Carl Haspe ihre angeblichen Verbindungen zur Guerilla her

auszubekommen, sondern um an bewußtlos gemachten Gefangenen

den 'perfekten Selbstmord' wie bei Ulrike Meinhof vortäuschen

zu können.

Wir beantragen,
hierzu die vorgenannten Zeugen

und Schüler zu hören.

Bei den Planungen wurden vor allem Vorschläge und Modelle der

CIA erörtert, so z.B. die 11 Gefangenen auszufliegen und im Ziel

land oder in einem Land ihres späteren Aufenthalts sie durch Mit

glieder der CIA und des MOS5AD (das ist der zionistische Geheim

dienst) zu liquidieren.

vlir beantragen,

hierzu die vorgenannten Zeugen und
Turner zu hören.

- 1-6 -
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Insbesondere wurde ein weiterer Vorsc~lag der CIA durchgespielt,

nach dem Ausflug, der Freigelassenen ins Ziellandsie auch gegen

den Willen der jeweiligen Regierung zu kidnappen oder gleich

zu exekutieren.

Wir beantragen,

hierzu Schüler und Turner zu hören.

Eine ernsthaft diskutierte Variante dieses CIA-Vorschlags war,

in einem mit dem Imperialismus kollaborierenden Staat der Drit

ten Welt eine Attrappe eines der vom RAF-Kommando genannten

Zielflughäfen aufzubauen, dann durch diese Täuschung die Frei

gelassenen zur Abgabe eines Code~Wortes und das Kommando zur

Freilassung von Hanns ~jartin Schleyer zu veranlassen und da-,
nach die Freigelassenen wieder gefangen zu nehmen oder zu e~ce-

kutieren. Diese Variante ist von der Bundesregierung so ernst

haft in Erwägung 'gezogen worden, daß sie den zionistischen

Staat gebeten hat, sein '.L'erritorium und technische Hilfe für

den Bau der Attrappe und die weiteren Haßnahmen zur Verfügung

zu stellen, worauf die Regierung des zionistischen Staates

ihre Bereitschaft dazu erklärt hat.

Wir beantragen,

hierzu Schmidt zu hören.

DerLandespolizeipräsident von Baden-Württemberg, Alfred Stüm

'per, hat daher diese Variante seinerzeit den Tatsachen gemäI~

als 'durchaus realisierbar' bezeichnet.

~~ir beantragen,

hierzu Alfred Stümper zu hören.

Dementsprechend hat btaatsminister Wischnewski bei seinen cion

dierungen die Regierungen der von den Gefangenen ab dem 13.

September 19'77 genannten Aufnahmeländer gefragt, ob diese Staa

ten ihr Einverständnis für die Ausführung der Elimination auf

ihrem Territorium geben würden.

Wir beantragen,

hierzu Wischnewski zu hören.

Wie real auch für den Sonderstab der US-Regierung die Elimi

nation der Gefangenen war, wird aus Folgendem ersichtlich:

- 17 -
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Als Staatsminister Wischnewski auf s~inem Flug nach Vietnam

am 27. Septembe~ 1977 auf dem US-Stützpunkt Guam zwischenlan

dete, wurde die Bundeswehrmaschine von us-amerikanischen Sol

daten mit Naschi,nenpistolen im Anschlag umstellt ,die von ihm

die Herausgabe der Gefangenen verlangten, da/die Militärver

waltung von Guem aus Washington irrtümlich unterrichtet WOr

den war, Wischnewski wür~e die Gefangenen bereits nach Viet

nam bringen.

Wir beantragen,.

hierzu Schmidt,
Brzezinski und
Wischnewski zu hören.

d) Nachdem keiner der angesprochenen Staaten sein Einverständnis

erklärt hatte, entschied die Bundesregierung sich auch gegen

die Elimination auf dem Territorium des zionistischen Staates

oder anderswo ~m Ausland und für die Ausführung der Elimina

tion in Stammheim.

Wir beantragen,

hierzu Schmidt,
die Mitglieder der Kleinen Lage,
Carter,
Brzezinski zu hören.

8. Bundeskanzler Helmut Schmidt hat sich für das Projekt der Elimi

nation der Gefangenen die Zustimmung der wichtigsten westeuropä

ischen Staatscbefs und Politiker eingeholt. Dies erBibt sicb be

reits daraus, daß in den Sitzungen von Großem Politischen Bera

tungskreis und Kleiner Lage im Ablauf der 'Meinungsbildung und

Entscheidungsfindung"die 'auswärtige Lage' regelmäßig an vier

ter otelle diskutiert wurde.

Im Einzelnen:

Am 13. September 1977 telefonierte Schmidt mit Giscard d'Estaing.

Am 19. September 1977 telefonierte Schmidt mit Callaghan.

Am 22. September 1977 kam der Sonderbotschafter des fran-

zösischen Staatspräsidenten, Michel Poniatowski, nach Bonn zu

einem zweistündigen Gespräch mit dem Bundesinnenminister.

Am selben Tag telefonierte Bundesinnenminister l"faihofermit

dem damaligen niederländischen Innen- und zugleich amtieren

den Justizminister Dr. de Gai-Furtmann.

Ebenfalls an diesem Tag empfing Schmidt Poniatowski. In der

Pressemitteilung des Bundespresseamtes dazu hieß es:

-18 -
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"Die Bundesregierung teilt mit der französischen negierung
die Auffassung, daß der Kampf gegen den Terrorismus nicht
von einem Staat allein, sondern nur gemeinsam und solida
risch von allen Staaten geführt werden kann.1I

Am 23. September 1977 teilte rlegierungssprecner Bölling über

das Telefongespräch des Bundeskanzlers mit dem. damaligen nie

derländischen Ministerpräsidenten Joop den Uyl mit:

"Und nicht anders als bei den telefonischen Unterhaltun
gen des Kanzlers mit dem französischen 3taatspräsidenten,
mit Präsident Carter und mit dem englischen Premiermini
ster Callaghan haben sich der deutsche und der niederlän
dische Regierungschef ihres solidarischen Beistands im
Kampf gegen den Terrorismus versichert.1I .

Am 27. September 1977 telefonierte Bundesinnenminister fiaiho

fer mit dem französischen Innenminister Bonnet.

Am 29. September 1977 erklärte der Erste Sekretär der Sozia

listischen Partei Frankreichs, Mitterand, auf einer ?ressekon

ferenz in Bonn, der Terrorismus sei ein 'internationales Pro

blem', mit dem man 'Deutschland nicht allein lassen darf'.

v/ir beantragen,

hierzu Schmidt,
Carter,
Giscard d'Estaing,
Callaghan,
I1aihofer,
Poniatowski,

de Gai-Furtmann,

~
t

i

I
~

I

\

i
I
!

Joop den tJyl,

Francois Mitterand und
Bölling zu hören.

Insbesondere nach der Kaperung der Lufthansa-Naschine sicherte.
sich Schmidt die' politische Unterstützung der französischen, bri-

tischen und italienischen negierung.

Am 13. Oktober setzte sich Bundesinnenminister Maihofer mit dem damE

ligen italienischen Innenminister Cossiga in Verbindung.

Am 14. Oktober 1977 telefonierte der Bundeskanzler mit dem

britischen Premierminister, anschließend mit Giscard d'Estaing.

Wir beantragen,

hierzu Schmidt,
Giscard d'Estaing,
Callaghan,
Cossiga,
Maihofer zu hören.
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111. Die haperung der Luftb.ansa-I'1aschinedurch das l~ommando des palästi

nensiscben VJiderstands· 'IViärtyrer.i:ialimeh'war für die Bundesregie

rung der Anla3, die konkrete Ausführung der Elimination einzuleiten.

1• .oie Bundesregierung beschloß, die gel;:aperte(;aschine durch die,
westdeutsche hnti-Guerilla-Einbeit G~G 9 stürmen und im Schatten

dieser Aktion durch einen Einsatz des Geheimdienstes die Elimi

nation der Gefangenen ,in Sta~~beim ausführen zu lassen, wobei

.;.;ch;:1idtbereit war, die Elimination in jeciem :B'alldurchführen

zu lassen, unabhängig davon, ob die Zrstürmung ein Erfolg oder

rÜßerfolg werden würde. Auch im letzteren Fall sohätzte er den

Ablenkungseffekt als unverzicbtbar für die Neutralisierung des

zu erw5rtenden öffp.ntlichen Abscheus und der 3mpörung in West

Europa über die Elimination der Gefangenen ein.

':J ir beantragen,

hierzu Sch:nidt 'zu hören.

2. In der Phase der Vorbereitung und der Durchführung der Doppel

aktion hatte die Bundesregierung in st.s.ndigemlContCÜÜ mit den

Regierungschefs der UJ~, Frankreichs und Großbritanniens gestan

den. Der UB-Präsident war daoei in persönlichen lContakt mit dem

somalischen dtaatspräsidenten Sind barre getreten, um von ihm

die ~rlaubnis für die ~rstürmungsaktion der GGG 9 und britischer

Anti-Guerilla-Spezialisten 'Special Air Bervice' (bAS) zu erlan

gen und damit ~chmidt für das parallele Unternehmen in 3tammheim-
die propagandistische Ablenkung zu verschaffen~

'Wir beantragen,

hierzu CE).rter,
Giscard d'Estaing,
Call,aghan und
~chmidt zu hören.

-

3. Mit den Zusagen des Einverständnisses dieser ilegierungschefs brach

te Bundeskanzler bchmidt iie noc11 zÖE:ernden CDU/CBU-!Ü tglieder

der beiden Beratungsgremien auf die 'narte Linie', wie der 'stern'

Nr. 51 vom 8.12.1977/S. 120 schreibt:

"Helmut Bcbmidt arbeitet mit allen l'ricks. ';':;rsichert seine
harte Haltung in ~e19fonaten mit dem französischen btaats
präsidenten Giscard d'Estaing und dem britiscben Premier
minister Callaghan ab. Giscard erklärte spontan, daß er hin
ter der unnachgiebißen Halt.ung des Kanzlers stehe. Callaghan
••• erbat sich eine ';:;tundeBedenkzeit. Als er z,urückrief,
gab er dem Kanzler volle ~ückendeckung. Beide sagten, ihr
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Ratschlag sei persönlich, der Kanzler mö~e ihn bitte nicht
benutzen. Helm,ut ;;:;chmidttut es aber doch, 'vleil es mir in
den Kram paßte'. Denn: 'Das war natürlich ein Pfund für die
Durchsetzung meiner Vorstellung.' Gezielt erwähnt Helmut
cichmidt auf der 6itzung des großen Krisenstabes die 11einung
der beiden befreundeten 3taatsmänner. Damit hat er die GDU/CBU
dort, wo er sie hin haben vlill•••• Jetzt i'st die Entschei
dung gefallen: Die Lufthansa Jet-Landshut soll von dem GSG 9
- Kommando gestürmt werden. 11

VJir beantragen,

hierzu Schmidt. und
Strauß zu hören.

4. Zur Einstimmung der Bevölkerung auf die unmitteloar bevorstehen

de Eliminierung der Gefangenen, vor allem zur' l~onditionierung

der DRD-I~edien für die widerspruchsfreie Rezeption der Elimina

tion zugunsten der Bundesregierung, betrieb diese ab dem 16. Ok

tober, insbesondere über die ~itglieder der Kleinen Lage, Herold

und Rebmann und deren Apparate BKA. und BAW, die gezielte 1nfor-

~ ~atlon von Top-Journalisten für ~resse, ~undfunk und Fernsehen.

~ HIerbei wurden a~~bekannte Falscnmeldungen der psychologischen

lCriegsfÜhrung erneut gegen die 6tammheimer Gefangenen eingesetzt •.

-

a) Schmidt persönlich traf sich am 16. Oktober - nachdem er schon

am 29. cieptember im Bundestag bei der Verabsc~iedung des ~~on- \

taktsperregesetzes wahrheitswidrig behauptet hatte, daß die

Aktivitäten der Entführer aus Gefängniszellen gesteuert wür

den - mit Schriftstellern wie Böll, Grass und anderen i1einungs-~
multiplikatoren, um sie onne konkrete Information, allein duroh

seine persönliche Einflußnahme für die Elimination zu kooptie

ren und sicherzustellen, daß sie für die ERD gegen die erwar

teten negativen Reaktionen des Auslands eintreten würden.

b) Im SPIEG~L vom 17.10.1977 wurde in der_Titelstory die Behauptung

lanciert, Andreas Baader sei ier Drahtzieher der ~n~lunrung

una Verantwortlicher der Aktion: ~

"In Kassibern, die in den Zollen gefunden \'iordenwaren,
hatte HAF-Chef Andreas Baader seit lan3em darauf gedrängt,
'wirklich mal was an die Hand I zu bekommen, 'gegen das
sie uns austauschen'. Sollte es aber mit der 'Big ~aus
hole' nicht gleich klappen, müßten Anschlu~:laktionen un
ternommen werden •••• 'Wenn ••• sie zögern, ablehnen,
dealen, die fahndung militarisieren, dann sofort (also
vorbereitet) gezielt - wenn ihr könnt, an mehreren stel
len gleichzeitig an6reifen'.11 (;.:;PIEG::Lci. 19)
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Hierbei handelte es sich u~ die - zudem noch manipulierte

Wiedergabe von Auszügen aus einem angeblich in einer Frankfur

ter Wohnung im Februar 1974 gefunllenen Schriftstück, das der

Btaatsschutz seitdem in wechselnden Veränder~ngen als sog.

'Kassiber von Andreas Baader' der Presse angedient hatte, der

unter anderem auch zur Hetze gegen die Verteidiger von Ge

fangenen aus der HAb' verwendet wurde, z.B. in der sog. 'Dokumen

tation über Aktivitäten anarchistischer Gewalttäter' des Bun

desinnenministeriums vom Dezember 1974. Dieser vergammelte

Fetzen wurde im Okt Z7wieder gezielt eingesetzt, weil es konkre

te Beweise gegen die Gefangenen im Zusammenhang mit der Aktion

der RAF gegen Hanns j'lartinSchleyer nicht .gab (und bis heute

nicht gibt), und weil der Staatsschutz sich von dieser Falsch

information eine neutralisierende Hirkung in der Öffentlich

keit versprach, wenn dann die l'jeldungvom Tod Andreas Baaders

nachfolgen würste'.

c) Am Abend des 17. Oktobers 1977 erhielt Golo Mann erneut das

Wort - jetzt in der Fernsehsendung 'Panorama' -, wo er offen

siv die Ansicht vertrat, politische Gefangene als Geiseln zu

erschießen.

d) am 18. Oktober 1977, also gleichzeitig mit den ersten ~undfu~

meldungen über den als 'Selbstmord' ausgegebenen Tod der Ge

fangenen, wurdenfm Leitartikel der 'Frankfurter Allgemeine
Zeitung' ein 'Notrecht gegen Terroristen' und der Tod der Ge

fangenen gefordert. Es hieß da:
•

liDer Staat muß sein rechtliches und moralisches Verhält-
nis zu den Terroristen, wie er es bisher gesehen und prak
tiziert hat, in Fra8e stellen, überprüfen •••• Muß es
dabei bleiben, daß die ~erroristen foltern, erpressen,
morden·und mit alledem jederzeit drohen können, der Staat
jedoch auf die Erhaltung von Leben und Gesundheit der
~andenmitglieder verpflichtet ist und ihnen nichts andro
hen kann, was ihnen wirklich Angst macht? :Läßt sich nichts
ändern an der deprimierenden Ungleichheit der ÜOerlebens
chancen zwischen den Bandenmitgliedern einerseits, den
von ihnen Verfolgten und Geiseln andererseits? ••• Wäre
es nicht an der Zeit, über ein Notrecht gecen Terroristen
nachzudenken?"

Die Befürwortung einer Lliminaticn der Gefangenen in Form der

lebensbedrohenden 6anktion beht in allen aufgeführten Fällen

auf die Initiative des Bundeskanzlers und der Kleinen Lage

zurUck.
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Wir beantragen,'

hierzu öchmidt,
Herold und
Rebmann zu hören.

IV. Die konkrete Ausführung der Elimination basierte auf folgenden

operativen Voraussetzungen:

1. Die Ausführung der Elimination wurde dem Bundesnachrichtendienst
......,. .... -- - ---~----

übertragen, der seinerseits ~litgliederder aIA und des MOSSAD,

des zionistischen operativen Geheimdienstes, hinzuzog-=-~

letzterem insbesondere deswegen, weil erstens der BND aufgrund-
seiner Geschichte und bisherigen Funktion als reine Nachrich-

...•. -----~------~:..-------
tenbeschaffungsorganisation~keine Erfahrungen mit verdeckten

Operationen bzw. verdeckten Eliminationen hat, da der alte
~--~----...---=---:---~~---~--_.........--
Faschismus seinen Staatsschutz entweder nur zur Infiltration

und Bespitzelung der Bevölkerung oder zu offenen Liquidatio

nen in den KZ und Verhörzentren eingesetzt hat. Zweitens ver

fügt ~er MOS~~ als Instrument des zi~nistischen Staates für

seine Völkermordpolitik gegen das~ästin~~ische Volk über~inschlä~ige Spezialisten für ver~inationen. Diese '- ....

Spezialisten stellt der MOS.sADanderen imperi~ali~tischen titaa-

~n zurVerf~?g. ~ ~"" ~,~ A1. Jf.'g,.

AuHerdem wurde auf Anregung des...liliQ.vom baden-württembergischen 11

Innenministerium in Absprache mit dem Staatsministerium im .

Landeskriminalamt Stuttgart eine Bondergruppe für den Einsat;

in Stammhe~m zusammengestellt unter dem Vorwand für den Fall-
einer dr~tten Aktion der ~\F.-

Wir beantragen,

hierzu Schüler,
Turner,
Sagi, Leiter des MOS;JAD,

WesseI, ehem. Präsident des BND,
Filbinger und
Schieß, ehem. Innenminister von Baden-Württemberg,
zu hören.
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2. Jie ausführen1en Kräfte, ~esC2lossen, die ~limination in aer
:Flormeines vorgetäuschten '..ielbstmordes 1 zu realisieren, weil

a) nach den l~onzepten des niL'., zur ps;:rcholo[':ischen :l~riecsfÜh
rune; 'Al':tionen geg~n die ..:;':'J3' immer 50 a"1;)gewid:elt werden

müssen, daß Sympathisantenpositionen a'Jgedruckt werden' \

(Herold), und so C~L~t!~L.."'Jb) zugleich dem imperialistischen PSYChOlOgie-~tinQnis ge
mE:.ß,Sel')stmord als !~usdrucl~ der~offnungslosigkeit vor".
allem im Falle von anseblichen 'SelbstDorden' von Gefange-
nen aus der :f-L~.F bei allen, die sien am \1iderstand der RA:i3'

orient ie::'en, Entmuti,:::;ul1€;·oewir.~:c~nsoll, und
c) die Eliminationsform des vorc;et,::iuschten·1 Selbstmordes' be

rei ts r'1it der Al:tion ßesen UlrÜ::e Leinhof in der l':aeht vom
8.,. auf den 9. Ilai 1976 pral:tiziert worden war, sorrÜt neue
13elbst~orje' in ~tamillheim de~ Gffentlichkeit nGcn einem
bek,,;,nnten I-iuster dr.rcestell t werden konnten.

VIiI' beantragen,

hierzu Schüler,
v/essel uni
Herold zu hören.

3. iJie ausführenden Kr~'~fte machten sicG die ürtsl:enntnisse von '
BNDund I'IOSSLDin Stamcheira zunut ze.

a) In der VZAStammheim bestand spi:itestens sei -;;,dem LLi.rz 1975.•.

eine Dop:oelstrul:tur in der ~'leise, daS ne::len dem eisentli-
-..:

ehen Vollzugspersonal noch Beamte des Duniesarntes für Ver-
fassungsschutz, des 3undesl;:rimina.lamts, des Lal1desl:riminal

amts von Baden-Württemberg und des~ ~gang zum Isolations-_
trakt im 7. Stock hatten, ohne daS die ~nstaltsleitung oder

__ . dl>.....- .• '

die diensttuend.en J3eamten - von ausgesuchten ~,;e8..:ntenab~e-~
~ehen_- jeweils ~enntnis von der ~nwesenheit dieser 8nstalts
fremlen Personen hatten •

.1.nsbesondere dp.T' BIn lrano'Ce von d.en verscc1iedenen i..bhörak
tionen her in den Zellen der GefanGenen und den Lprechzel
len die Crtlichkeiten der Zu~~n~e und der Zellenanor1nuDC.~ .~

des Trakts ~enau.
b) Ebenfalls über Orts~;:enntnis ::e in Gef;,nc;nisseD der }3RDver

fügte der ].103:J.\D, der bereits_seit 1972 in der Bi{j mit Un-~ -
terstlitzung des 3ND operiert und mindestens zuVerh~ren- .

von Gefancenen aus de~ pal;s-;;'~i~nsiscben Widerstand mit~
24 -
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Hilfe der Landeskriminalämter unko~trollierten Zugang in

die Gefängnisse erhält, so z.B. im Mai 1979 in di~ JVA

Straubing/Bayern und in die ~vA Hoabit/Westberlin. Auch

gibt es Anzeichen, daß die Eliminations-bpezialisten des

MOS~AD in der Nacht vom 8. auf den 9. Mai 1976 in 6tammheim

tätig gewesen sind und von daher über Ortskenntnisse in

der VZA verfügen.

Wir beantragen,

hierzu Schüler,
Sagi,
Baum,
KinkeI, Präsident des BND,
WesseI,
Tandler, Innenminister des Freistaates Bayern,

Ulrich, Innensenator von West-Berlin, zu hören.

Im Zusammenhang mit den Dereits unter Beweis gestellten Tatsachen

der unterlassenen oder nachlässigen Untersucnungen und der zahl

reichen ungelösten ~idersprüche und tatsachenwidrigen Feststel

lungen seitens der federführenden Staatsanwälte im Todesermitt

lungsverfahren wird die beantragte Beweiserhebung eindeutig und

endgültig ergeben, daß die drei Gefangenen aus der riAF in Stamm

heim nicht Selbstmo~d und Irmgard Möller keinen Belbstmordver- ,

such begansen haben, sondern Objektrines heimtückischen-Anschlags

von außen geworden sind.

Vorab kann jedenfalls festgestellt werden, daß schon nach den

bisherigen Ergebnissen der Beweisaufnahme die Haltlosigkeit der

-staatlichen 'Selbstmord'-Version offenbar geworden ist. Wer jetzt

noch von •Selbstmorden , in Stammheim spricht, redet einer Lüge

des SPD-Staates das Wort.

(Müller) (Newerla)
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Die ladungsf~higen hnschriften d:r benannten Zeugen:

de Gai-Furtmann,"

Eans-Jietrich Genseher, "

Valrfry Giscard d 'Estai~...g, 11

Giovanni Agnelli,

Gerhart Baum,

Klaus Bölling,

Uil1y Brandt,

Zbigniew 3rzezinski,

Ja~es Calla~han,

James Carter,

Francesco Cossiga,

Zrkel,

Hans-Carl Filbiuger,

Fröhlich,

Chujiroli'ujino,

Sidney Gottlieb,

.:1.i,ebardHelms,

Horst Herold,

\'lernerEill,

Burkhard Eirsch,

Ele.us lÜnkeI,

Henry ICissinger,

.~Ielmut Eohl,

Eeinz Kühn,

Ctto Graf L2wbsdorff,

Geor; i..eber,

':lernerLaihofer,

Francois ~itterand,

giehel Poniatowski,

~=urt 3ebü:l&n;:J.,

~n;:J.eQarie~enger,

David.wckefeller,

z.l.ü.
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~~~~ ~ . ~+ l'_~A~, ~ur~n, ~~a ~en,

Bundesinnenministeriu~, 5300 Bonn 1,
3undespres,"eamt, 530() :Sonn 1,

Erich-Ollenhauer-Eaus, 53CA"': Donn 1,

• rl-. •.•.. 1J l' t D C U{~A~u~~e douse, :asa~ng on •• , 0,
Parliament, West~inster, London, GB,

i,n",.l' te -;.:;o"....e :'I'ac1",';n"'tonD"" 'LJc.~
,~ .L.L .•...•• U,.ai,J , ~ •••••.• l.i. ••••.•. :::.. •.• I"", • , ~..c1.. ,

Palazzo Ohigi, .wm, Italien,

2undesjus~izministerium, 5)OC 30nn,

Geseb~'.ftsstelle der GDU-:Jral:tion

des Landtags, '7000 8tutt2;8.rt1,

Lund0sinnenministcrium, 53C0 BOhn 1,

I.itsubishi-.i.{onzern,llokio, Japan,

Generalstaaten, Den HaaG, I~iederlande,

: ,,;.:.;-''"" ' t 53""; 'C:' 1.:.U...,IV'.:-r v lues ~:'1, Vv ,,-,onn ,

Elysee-Palast, Paris, ::"r'ranl:l"'eieh,

Oll., Lan;ley, VirGinia, USA,

CIA, LanGley, Virginia, USA,

:.Jundesl>:riminalamt,6200 ·\'liesbad.en1,

Ohefredakt'a.n der Spe;yerer IlTac;es-,
IJost", 5720 Speyer 1,

Landesinnen::1iniste:r'iuEl,4000 Di.is
seld.o::-f1,

Bu~desnachricbteniienst, 8023 Pullach,

GeorGeto~m, Vircinia, USA,

I~onrad-~~denauer-:laus, 530U Donn 1,

Ge.schi'ftsstelle de:c-SPD-Fraktion

des Landtags, 40C0 Dlisseldorf 1,

Bundeswirtschafts~inisterium,
5300 Bonn 1,

Geschjftsstelle des ?räsidiums
des :SuIld.estags,5300 Bonn 1,

Universit&t 3ielefeld, L~0u 3ielefeld,

Assembl~e Nationale, Paris, Fran~~eict

~..s~·e:11bl~eNationale, :taris, :l2rankreicr

Jundesanvlal tsc haft, 750C l~arlsruhe 1,

Gesch·-'.ftsstelleder 3P.J-:::t'ral:tion

des Sundesta;s, 5300 Zonn 1,

('b ..... ~h t' p •.. l~ (·.7, ''fo l~v.:.o.,;;;,e •• c;.U a ~_n _JarL., ....e\l r_ •.,
E.Y., U.SA,

- 26 -



- 26 -

z.l.ü.

\"

Edmond de ~othschild,

?.uhnau,

Jehoshua ISagi,

'~'Jalter Scheel,

l~arl Schieß,

.-., ..•....,h 'dt,;,:..e.•.mu", ,::.c::u ,
!·:anfr·3clSchUl er ,

Franz-Josef Strau3,

!.lfred StÜ::lper,

Geor~ Tandler,

2tansfield ~urner,

Feter 'Ulrich,

Joop den U;rl,

Hans-Jochen Vogel,

Gerhard ;'Ies.-::el,

GeorGes Uhite,

.- J" 'T" 1 .~ans- urgen ~~scnneWS{2,

Friedrich Zimmermann,

11

n

"
11

11'

"
11

11

11

11

11

II

n

tI

11

11

It

Compagnie Financiere HoldinG,
Faris, Frankreich,

Dundesverkehrsministerium, 5300 30nn ~

··c ..····" 171 1 0,' IIT· 11'1'. I':':>'':'HJ, .L e .l..v~v, ....srae "

3undespr~sidial~mt, 53Cv Donn 1,

Geschäftsstelle der CDU-Frakt~on
des Landtags, 700C GtuttGart 1,

du:1deskanzlerarnt, 5.300 Bonn 1,
Dund3slce.nzlerant, 53U(., :Sonn 1,
Frinz Carl-Pale,is, BCCe liünchen 22,

LaniesinnenmLlis.t3::.....iuD, 7C)() Ci Stuttgari

La~1e,sinneri";:'..inisterium,8 Eünchen 22,
crA, Langley; Vircinia, US~,

:::"enatvon \v'est-'jerlin,1CJC'O ~e:,"'lin,

Generalstaaten, den fiaaE; ~iederlande1

3uniesjustizministerium, 5300 Bonn 1,

,:Su:'ldesl:anzlerar:;t,5300 Lonn 1,
CIA, Lan€ley, Virginia, USA,

3undes~~nzleramt, 530C bonn 1,

Gesclli::~ftsstelleder CDU/CJU-Frak-:ion
des ~undestages, 5300 Sonn 1.
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